
Das Gesetz zur Stärkung von Kindern und Jugendli-
chen (Kinder- und Jugendstärkungsgesetz – KJSG) ist 
am 10. Juni 2021 in Kraft getreten. Es sieht Verbesse-
rungen für die jungen Menschen vor, die benachtei-
ligt sind, die in belasteten Lebensbedingungen auf-
wachsen und Gefahr laufen, nicht im erforderlichen 
Umfang an der Gesellschaft teilhaben zu können. 
Damit die jungen Menschen auch tatsächlich von 
diesen gesetzlichen Änderungen profitieren und ihre 
Rechte wahrnehmen können, muss die Umsetzung 
des KJSG und den dahinter liegenden Stützungsnot-
wendigkeiten für Kinder und Jugendliche sowie ihrer 
Familien in der nächsten Legislaturperiode in Bund, 
Land und Kommune politisch forciert werden. 

Die Erziehungshilfefachverbände stellen hier ihre 
Wahlprüfsteine für die Bereiche vor, die mit dem 
neuen KJSG im Sinne junger Menschen und Familien 
weiterentwickelt werden sollen: 
A. Besserer Kinder- und Jugendschutz
B. Stärkung von Kindern und Jugendlichen, die in 

Pflegefamilien oder in Einrichtungen der Erzie-
hungshilfe aufwachsen

C. Hilfen aus einer Hand für Kinder und Jugendliche 
mit und ohne Behinderungen

D. Mehr Prävention vor Ort
E. Mehr Beteiligung von jungen Menschen, Eltern

und Familien
F. Weitere bundesrelevante Prüfsteine

Junge Menschen, die in öffentlicher Verantwortung 
aufwachsen, benötigen einen kinder- und jugendge-
rechten Rahmen für ihre gesellschaftliche Teilhabe. 
Die über 100.000 jungen Menschen in stationären 
Erziehungshilfeeinrichtungen gelten jedoch oftmals 
als Bildungsverlierer*innen. Wie in der Stellungnah-
me der Erziehungshilfefachverbände zum Digitalpakt 
ausgeführt, besteht die gesellschaftliche Herausfor-
derung darin, neue innovative Wege zu finden, um 
diesen jungen Menschen Teilhabe und Partizipation 
am gesellschaftlichen Leben zu ermöglichen. Die 
Stärkung von Partizipationsmöglichkeiten und Kin-
derrechten ist eine wesentliche Aufgabe der Kinder- 
und Jugendhilfe. 

Die vorgelegten Wahlprüfsteine dienen dazu, diesen 
Weg zu unterstützen und gemeinsam den Kinder-
schutz, die inklusiven Hilfen und die Beteiligung der 
jungen Menschen und Familien zu stärken.

A. Besserer Kinder- und Jugendschutz

Effektives Zusammenwirken zur Sicherung 
des Kinderschutzes

Der Schutz von Persönlichkeitsrechten und Ver-
trauensaspekten ist ein wichtiger Gesichts-
punkt im Zusammenwirken der Fachkräfte und 
Berufsgeheimnisträger*innen im wirksamen Kin-
derschutz. Dennoch scheinen die gerade beschlos-
senen Änderungen insbesondere zur Rolle der 
Berufsgeheimnisträger*innen aus dem Gesundheits-
wesen (§ 4 III S. 3 KKG) für ein Ungleichgewicht zu 
sorgen.

Demzufolge können sich Ärzt*innen und Angehörige 
eines anderen Heilberufes dem bewährten Verfahren 
im Kinderschutz zukünftig entziehen, wenn sie eine 
dringende Gefahr für das Wohl eines Kindes oder 
Jugendlichen erkannt haben wollen. Das heißt, dass 
sie bei der Feststellung dieser dringenden Gefahr un-
verzüglich das Jugendamt informieren sollen. Für die 
Praxis bedeutet das konkret: Ärzt*innen und weitere 
Berufsgeheimnisträger*innen im Gesundheitswesen 
brauchen die Situation der Gefährdung weder mit 
den Betroffenen noch den Erziehungsberechtigten 
zu erörtern und auch nicht auf die Inanspruchnahme 
von Hilfen hinzuwirken.

Diese Regelung konterkariert das Zusammenwirken 
aller Akteur*innen im Kinderschutz innerhalb der be-
reits bewährten Verantwortungsgemeinschaft und 
eine hilfeorientierte Haltung gegenüber Kindern und 
Jugendlichen, einschließlich der Personensorgebe-
rechtigten. 

Welches Grundverständnis vom interdisziplinä-
ren Zusammenwirken im wirksamen Kinderschutz 
werden Sie und Ihre politischen Partner*innen für 
weitere Anpassungen und die Umsetzung in der 
Praxis unter Berücksichtigung des Beschriebenen 
zu Grunde legen?

Versorgung vulnerabler Gruppen

Bei der Versorgung vulnerabler Gruppen spielt der 
Zugang zu niedrigschwelligen Hilfen für die Alltags-
bewältigung eine zentrale Rolle. Gerade in der Zeit 
der Corona-Pandemie war der Zugang zu Unterstüt-
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Frankfurter Erklärung der Erziehungshilfefachverbände

Das Grundrecht auf Wohnen für alle jungen Menschen verwirklichen!

Diese Erklärung verfassen wir in Zeiten der weltweiten Ausbreitung des Corona-Virus und der
Anstrengungen, seine Verbreitung zu entschleunigen. Wir wissen nicht, zu welchen Maßnahmen mit
welchen längerfristigen Folgen diese völlig neue Situation noch führen wird.

Aber wir wissen, dass wohnungslose junge Menschen ganz besonderen Gefährdungen und Notlagen
in dieser Situation ausgesetzt sind. Man kann viele Versäumnisse im Hinblick auf lange schon
notwendiges Handeln zur Verbesserung der Situation wohnungsloser junger Menschen beklagen,
aber aktuell geht es darum, dass sie bei den gegenwärtigen Kriseninterventionen in den Blick
kommen, dass Akuthilfen neben den längerfristig notwendigen Veränderungen in den
Unterstützungsangeboten organisiert werden. So stellt beispielsweise der Verein KARUNA fest:
„Einige Menschen sind von der Corona-Epidemie besonders betroffen: Obdachlose und Straßenkinder.
Die Tafeln stellen ihre Hilfe ein, die Suppenküchen schließen.“1Aufgrund ihres Lebens auf der Straße
sind bei vielen die Abwehrkräfte des Körpers ohnehin eingeschränkt und die wenigen Geldquellen wie
Flaschensammeln, Betteln oder Zeitungsverkauf sind weitestgehend versiegt. Akut braucht es
mindestens etwas Bargeld, erweiterte Unterbringungsmöglichkeiten, die Bereitstellung von Zelten 
und Schlafsäcken, kostenlose Mahlzeiten beziehungsweise Carepakete und mobile ärztliche
Betreuung.

Typen von Wohnungslosigkeit

Die Europäische Typologie für Wohnungslosigkeit2 kennt vier Typen von Wohnungslosigkeit:

• Obdachlose Menschen, die sich im öffentlichen Raum aufhalten oder allenfalls mal
Notschlafstellen oder Wärmestuben in Anspruch nehmen;

• Wohnungslose Menschen, die in Übergangswohnheimen, Frauenhäusern,
Flüchtlingseinrichtungen oder ähnlichen Einrichtungen wohnen;

• Menschen, die in ungesicherten Wohnverhältnissen leben, sei es in temporären
Unterkünften, in Gebäuden ohne mietrechtliche Absicherung, in von Zwangsräumung
bedrohtem Wohnraum oder auch Menschen, die in ihrer Wohnung von Gewalt bedroht sind;

• Menschen, die in unzureichenden Wohnverhältnissen leben, sei es in Wohnwägen,
Abbruchhäusern oder in überbelegten Wohnungen.

Junge wohnungslose Menschen finden sich in all diesen Typen von Wohnungslosigkeit.

Die Zahl der „Straßenjugendlichen“ in Deutschland schätzt das Deutsche Jugendinstitut (DJI) auf rund
37.000 junge Menschen im Alter bis zu 26 Jahren. Rund 6.500 von ihnen sind Minderjährige.3 Die

1 https://cms.karuna-ev.de/ karuna news vom 17.03.2020
2 ETHOS – Europäische Typologie für Wohnungslosigkeit der FANTSA – European Federation of National
Associations Working with the Homeless

Die Rechte junger Menschen im Mittelpunkt - Wahlprüfsteine der 
Erziehungshilfefachverbände zur Bundestagswahl 2021



Die Rechte junger Menschen im Mittelpunkt – Wahlprüfsteine 2

zungsstrukturen vor Ort häufig stark eingeschränkt. 
Um die betroffenen Familien, Kinder und Jugendli-
chen rechtzeitig zu erreichen, sie nach der Pande-
mie »abzuholen« und an die Systeme der Regelver-
sorgung wie Kindertagesstätten, Schulen, Ganztag, 
Ausbildung oder an notwendige Förder- und Thera-
piemaßnahmen heranzuführen, bedarf es konkreter 
Maßnahmen. Auf diesen besonderen, zusätzlichen 
Hilfebedarf, der sich bereits jetzt als Folge der lang 
andauernden Krise und Isolation von jungen Men-
schen mit psychischen und Suchtproblemen sowie 
von Familien mit geringen materiellen und sozialen 
Ressourcen abzeichnet, ist die Bundesregierung ge-
fordert, entsprechend – sowohl im Bereich des Kin-
derschutzes als auch darüber hinaus – zu reagieren.

Welche Handlungsschritte müssen aus Ihrer Sicht 
auf der Bundesebene unternommen werden, um 
die vulnerablen Gruppen stärker in den Blick zu 
nehmen?

B. Stärkung von Kindern und Jugend-
lichen, die in Pflegefamilien oder in
Einrichtungen der Erziehungshilfe
aufwachsen

Junge Menschen als Grundrechtsträger*innen

Junge Menschen sind Grundrechtsträger*innen. 
Diese Feststellung hat für die Entwicklung der 
Hilfen zur Erziehung in den vergangenen Jahren 
mehr als eine Signalwirkung. Junge Menschen als 
Grundrechtsträger*innen anzuerkennen bedeutet, 
ihre Schutz-, Förder- und Beteiligungsrechte, wie sie 
in der UN-Kinderrechtskonvention (UN-KRK) formu-
liert sind, zum Ausgangspunkt jedes pädagogischen 
Zugangs und Verfahrens in der Kinder- und Jugend-
hilfe zu machen.

Damit ist ein normativer und rechtlicher Bezugs-
punkt gesetzt, der die jungen Menschen in ihrer 
Rechtsstellung gegenüber der Kinder- und Jugend-
hilfe stärkt, die in den und mit den Angeboten der 
Hilfen zur Erziehung aufwachsen. Diese Entwicklung 
hat gleichsam einen Herausforderungscharakter für 
die Überprüfung und Gestaltung der Angebote. Jun-
ge Menschen haben auch ein Recht auf die Gewähr-
leistung von Unterstützung ihrer Eltern. 

Wie werden Sie und Ihre politischen Partner*innen 
die Grundrechte von Kindern und Jugendlichen 
fördern und in den Mittelpunkt der Kinder- und 
Jugendpolitik stellen?

Digitalpakt für die Kinder- und Jugendhilfe

Kindheit und Jugend finden in digitalisierten Lebens-
welten statt. Junge Menschen, die in öffentlicher 
Verantwortung aufwachsen, benötigen eine deutlich 
bessere digitale Ausstattung, damit ihr Recht auf 
Mediennutzung und digitale Teilhabe gewährleistet 
ist. Dies wird auch von den Kindern und Jugendli-
chen zu Recht eingefordert. Ein Digitalpakt Kinder- 
und Jugendhilfe, wie ihn die Erziehungshilfefachver-
bände und das Bundesjugendkuratorium fordern, ist 
notwendig, um für die entsprechende Infrastruktur 
zu sorgen, eine ausreichende technische Ausstat-
tung zu gewährleisten sowie die Qualifizierung der 
Fachkräfte und der Kinder und Jugendlichen zu un-
terstützen.

Wie stehen Sie zu einem DigitalPakt für die Kin-
der- und Jugendhilfe? Wie kann eine Umsetzung 
unter Beteiligung des Bundes aussehen? 

Careleaver*innen und Kostenheranziehung

Durch die Kostenheranziehung vonseiten der öf-
fentlichen Jugendhilfe werden junge Menschen, 
die in Erziehungshilfeeinrichtungen oder Pflegefa-
milien leben, systematisch schlechter gestellt: statt 
für den Führerschein oder die eigene Wohnung zu 
sparen, müssen sie ein Viertel ihres Einkommens an 
das Jugendamt abgeben. Ihre meist ohnehin schon 
prekäre Lebenslage am Übergang zur Volljährigkeit 
wird dadurch noch verschärft. Gleichzeitig sollen 
sie mit Abschluss des 18. Lebensjahres möglichst 
selbstständig im Leben stehen. Diese Schieflage be-
steht weiter, auch wenn der Kostenbeitrag im neu-
en KJSG auf 25 Prozent gesenkt wurde. Um junge 
Volljährige in ihren Übergängen aus der Jugendhil-
fe adressat*innengerecht zu unterstützen, muss die 
Kostenheranziehung abgeschafft werden.

Wie setzt sich Ihre Partei für die Stärkung von 
Careleaver*innen und die Abschaffung der Kosten-
heranziehung ein?
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Rahmenbedingungen für den 
Einrichtungsbetrieb und familienanaloge 
Wohnformen

Um den Schutz des Wohls junger Menschen in den 
Einrichtungen der Erziehungshilfe zu gewährleisten, 
greifen mit dem neuen KJSG erweiterte Dokumen-
tations- und Meldepflichten, Betriebserlaubnisver-
fahren und Abstimmungsprozesse zwischen frei-
er, öffentlicher und überörtlicher Jugendhilfe. Der 
Landesrechtsvorbehalt hinter diesen Bestimmungen 
darf keinesfalls dazu führen, dass familienanalo-
ge Wohnformen von der Betriebserlaubnispflicht 
ausgeschlossen werden. Damit das pädagogisch 
bewährte Konzept familienanaloger Wohnformen 
aufrechterhalten bleibt, besteht großer Handlungs-
bedarf, da sich die im Arbeitszeitgesetz geschaffe-
nen Sonderregelungen für diesen Bereich nicht im 
Mindestlohngesetz abbilden.

Wie setzt sich Ihre Partei im Bundesrat dafür ein, 
dass hier kein Flickenteppich entsteht, sondern 
adäquate Rahmenbedingungen im Kinderschutz 
gefunden werden?

C. Hilfen aus einer Hand für Kinder
und Jugendliche mit und ohne Be-
hinderungen

Inklusion umsetzen

Damit die gemeinsamen Umsetzungsbemühungen 
der »inklusiven Lösung« nicht auf der dritten Stufe 
scheitern, muss in 2027 ein entsprechendes Bun-
desgesetz verabschiedet werden. Das gelingt nur, 
wenn das Thema bereits in der kommenden Legis-
laturperiode an erster Stelle steht: es braucht ver-
bindliche Verfahren zur Umsetzungsförderung der 
Verfahrenslots*innen in den Kommunen, bedarfsge-
rechte Rahmenbedingungen auf Landesebene und 
einen schnell zu startenden, bundesweiten Betei-
ligungsprozess zu den weiteren Umsetzungsbedin-
gungen der »inklusiven Lösung«.

Wie setzt sich Ihre Partei dafür ein, dass die »in-
klusive Lösung« gelingt? Wie werden Sie die Län-
der und Kommunen dabei unterstützen?

Berufliche Bildung stärken

Die berufliche Bildung in den Hilfen zur Erziehung ist 
ein spezialisiertes Angebot für junge Menschen, die 
einen spezifischen Förderbedarf aufgrund sozialer 
und/oder individueller Benachteiligungen oder Be-
hinderung haben. Problematisch ist, dass diese Leis-
tungen zugunsten anderer Sozialleistungssysteme 
immer weiter zurückgefahren werden. Folgen sind 
nicht passgenaue Förderungen und vermehrte Ausbil-
dungsabbrüche. Eine weitere Herausforderung liegt 
in der gesetzlich verankerten Mindestausbildungs-
vergütung, deren Refinanzierung derzeit bundesweit 
unterschiedlich gehandhabt wird. In letzter Konse-
quenz müssen spezialisierte Ausbildungsangebote 
im Rahmen der Jugendhilfe eingestellt werden, weil 
die zusätzlichen Kosten für die Einrichtungen nicht 
zu schultern sind.

Die berufliche Ausbildung in Einrichtungen zur Er-
ziehung nach § 27 SGB VIII muss als ein wichtiger 
Baustein im Gesamtsystem der beruflichen Integra-
tion anerkannt und die sich daraus ergebenden Kos-
ten refinanziert werden.

Wie kann jungen Menschen mit Teilhabeein-
schränkungen dieses spezialisierte Ausbildungsan-
gebot im Rahmen der Hilfen zur Erziehung weiter-
hin ermöglicht werden?

D. Mehr Prävention vor Ort

Finanzierung ambulanter Hilfen

Ambulante Angebote in den Hilfen zur Erziehung 
halten eine Bandbreite unterschiedlichster Leistun-
gen flexibler und sozialräumlicher Angebote für Kin-
der, Jugendliche und Familien vor.

Bisher standen Anbieter ambulanter Leistungen vor 
der Herausforderung, dass diese weder rahmenver-
trags- noch schiedsstellenfähig waren. Durch um-
fangreiche Änderungen im § 77 SGB VIII werden 
die Kostenübernahme und die Qualitätsentwicklung 
ambulanter Angebote neu geregelt. Zukünftig sind 
Vereinbarungen über Inhalt, Umfang und Qualität 
der Leistungen zu treffen.

Wie setzt sich Ihre Partei für eine verlässliche Fi-
nanzierung und Weiterentwicklung ambulanter 
Hilfen ein?
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Sozialräumliche, niedrigschwellige Hilfen

Herausforderungen und Problemlagen in der Um-
setzung sozialräumlicher Angebote bestehen in den 
Bereichen Finanzierungsstruktur und Personalres-
sourcen, Kooperation sowie Bedarfe und Gestaltung 
von Zugängen. Leistungserbringer benötigen für die 
Umsetzung von Angeboten mehr Planungssicher-
heit. Eine langfristige und kostendeckende Finan-
zierung ist oftmals nicht gegeben. Weiterhin sind 
Leistungserbringer von sozialräumlichen Angeboten 
auf eine gelingende Zusammenarbeit angewiesen. 
Eine gelingende Kooperation muss auch an neuen 
Schnittstellen (Schule und Ganztagsbetreuung) si-
chergestellt werden. Bestehende Zugangsbarrieren 
zu Angeboten sollten im Sinne der Niedrigschwellig-
keit durch antragslose Angebote ausgebaut werden. 
Vor allem für marginalisierte junge Menschen mit 
Beeinträchtigungen, Fluchterfahrung oder verbe-
sonderter sexueller Orientierung (LSBTIQ*) müssen 
Zugänge zu Angeboten erleichtert werden. 

Wie setzt sich Ihre Partei für die Stärkung niedrig-
schwelliger Hilfen im Sozialraum ein?

Bedingungslose Hilfen für junge Menschen 
etwa bei Wohnungslosigkeit oder 
Suchterkrankungen

Die Jugendhilfe muss für alle Kinder und Jugend-
lichen regelhaft Hilfeangebote bereithalten und 
anbieten. Hilfe darf nicht verwehrt werden, wenn 
Suchtkonsum oder Wohnungslosigkeit der entschei-
dende Hilfegrund sind. Kinder und Jugendliche, die 
wohnungslos sind, so zeigt die Praxis und Forschung, 
finden nur schwer wieder ins Hilfesystem, da das 
Kinder- und Jugendhilfesystem Anforderungen an 
diese jungen Menschen stellt, die sie oft nicht er-
füllen können. Die Folge ist dann oft eine Entkopp-
lung vom Hilfesystem und weiterhin ein Leben in der 
Hochrisikolage Wohnungs- beziehungsweise Ob-
dachlosigkeit. Ähnliches zeigt sich bei Jugendlichen, 
die eine Suchterkrankung haben. Viele Einrichtungen 
haben die interne Auflage, dass keine Suchtmittel 
konsumiert werden dürfen und Jugendliche werden 
bei Verstoß der Einrichtung verwiesen oder gar nicht 
erst aufgenommen.

Was werden Sie als Mitglied des Deutschen Bun-
destages für die Bereitstellung von bedingungs-
losen Hilfen für junge Menschen in Risikolagen 
unternehmen und wie stehen Sie zu Konzepten 

wie Housing-first als konkretes niederschwelliges 
Hilfeangebot für junge Wohnungslose?

Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung im 
Grundschulalter

Mit Stand im August 2021 ist noch nicht klar, ob der 
Gesetzgeber das Gesetz zur ganztägigen Förderung 
von Kindern im Grundschulalter noch in dieser Legis-
laturperiode verabschieden wird. Ein Rechtsanspruch 
im Sinne eines Betreuungsangebots reicht allerdings 
nicht. Besonders die qualitative Ausgestaltung ist 
wichtig. Mit Blick auf eine inklusive Bildung dür-
fen auch die jungen Menschen in den Förderschu-
len nicht vergessen werden, denen die Teilnahme 
am schulischen Ganztag einer Regelschule bislang 
untersagt bleibt. Nach der derzeitigen Einschätzung 
der Ministerien sind Qualitätsfragen nicht im Ganz-
tagsförderungsgesetz verankert, sondern müssen di-
alogisch geklärt und von der kommenden Bundesre-
gierung ins Programm aufgenommen werden.

Wie setzt sich Ihre Partei sowohl beim Gelingen 
als auch beim Scheitern der Gesetzgebung in der 
aktuellen Legislaturperiode zukünftig für eine 
qualitätsvolle Ausgestaltung des Rechtsanspruchs 
ein? 

E. Mehr Beteiligung von jungen
Menschen, Eltern und Familien

Selbstvertretungen fördern

Ein Meilenstein in der Verbesserung der Beteili-
gungsstrukturen im Kinder- und Jugendhilfesystem 
ist die Anregung und Förderung selbstorganisierter 
Zusammenschlüsse von Adressat*innen. Inwiefern 
solcherart Selbstvertretungen allerdings tatsächlich 
in die lokale, kommunale und überörtliche Zusam-
menarbeit eingebunden werden, welche Formen 
der Einzel- und Dauerförderung dafür möglich sind, 
welche Perspektiven dadurch abgebildet werden und 
welche eventuell noch immer außen vor bleiben – 
all das sollte Bestandteil einer systematischen Um-
setzungsbegleitung sein, mit der sich die Wirkungen 
evaluieren und die Ergebnisse für die Qualitätsent-
wicklung der Kinder- und Jugendhilfe nutzbar ma-
chen lassen.
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Wie nimmt sich Ihre Partei dem Thema an? Welche 
Maßnahmen sieht Ihre Partei für die Umsetzungs-
begleitung selbstorganisierter Zusammenschlüsse 
in Bund, Land und Kommune vor?

Kinderrechte ins Grundgesetz

Um die Rechte junger Menschen nachhaltig zu stär-
ken, braucht es eine eindeutige Formulierung zur 
Aufnahme der Kinderrechte in das Grundgesetz. Wie 
auch die Kinderrechtsorganisationen sehen die Er-
ziehungshilfefachverbände darin eine wesentliche 
Grundlage, nicht nur um die Rechtsposition junger 
Menschen in Deutschland zu stärken, sondern auch 
um mehr Beteiligung, kindgerechtere Lebensverhält-
nisse und bessere Entwicklungschancen für alle Kin-
der und Jugendlichen zu schaffen.

Wie setzt sich Ihre Partei für eine tragfähige Lö-
sung zur Aufnahme der Kinderrechte ins Grund-
gesetz ein?

Gesellschaftliche Anerkennung und 
Unterstützung von Eltern in den stationären 
Hilfen

Für Eltern hat der Lebensort ihrer Kinder eine be-
sondere Bedeutung, auch wenn die Kinder aufgrund 
einer Heimunterbringung oder Unterbringung in 
einer Pflegefamilie an anderen Orten leben. Durch 
den Einbezug von Eltern kann häufig ein gelingen-
derer Hilfeprozess gestaltet werden. Eine Veranke-
rung und tatsächliche Umsetzung von Konzepten 
zur Zusammenarbeit mit Eltern muss jedoch stärker 
vorangetrieben und als fachlicher Standard durch-
gesetzt werden. Es bedarf einer konzeptionellen und 
rechtlichen Verankerung von neuen Formen der Zu-
sammenarbeit mit Eltern, die gegenseitige Lernmög-
lichkeiten für Fachkräfte und Eltern, umfangreiche 
Beteiligungs- und Beschwerdeangebote sowie Ver-
netzungsangebote für Eltern ermöglichen.

Wie werden Sie und ihre politischen Partner*innen 
die Unterstützung von Eltern, deren Kinder (zeit-
weilig) in stationären Hilfen leben, fördern? Wie 
wollen Sie den gesellschaftlichen Ausgrenzungs-
tendenzen von leiblichen Eltern entgegentreten, 
ohne die eigenständigen Grundrechte wie zum 
Beispiel auf Beteiligung und Schutz von Kindern 
außer Acht zu lassen?

F. Weitere bundesrelevante Prüfsteine

Junge Geflüchtete

Unbegleitete junge Geflüchtete erhielten und er-
halten vielfältige Unterstützung durch die Erzie-
hungshilfen. Sie benötigen aber auch nach der Ver-
selbstständigung besondere Begleitung, damit die 
berufliche und gesellschaftliche Integration gelingt. 
Auch begleitete geflüchtete Kinder und Jugendliche 
sind auf die Kinder- und Jugendhilfe sowie andere 
Akteur*innen angewiesen. Ihre Lebensbedingungen 
(vielfach Gemeinschaftsunterkünfte, Armut und vie-
les mehr) und ihre familiäre Situation (darunter etwa 
aufenthaltsrechtliche Unsicherheiten oder fehlende 
Familienzusammenführung) sind oft weiterhin pro-
blematisch. Die Coronakrise hat dazu beigetragen, 
dass ihre Bedarfe fast völlig aus dem Blick geraten 
sind.

Wie setzt sich Ihre Partei für die soziale, schulische 
und berufliche Teilhabe junger Geflüchteter ein? 
Welche Handlungsschritte sind aus Ihrer Sicht für 
eine verbesserte, insbesondere beschleunigte Fa-
milienzusammenführung anzugehen?

Arbeitsbedingungen von Fachkräften in den 
Hilfen zur Erziehung verbessern

Die Arbeitsbedingungen der Fachkräfte in der Hei-
merziehung werden von diesen hinsichtlich der zeit-
lichen und personellen Ressourcen sowie der Unter-
stützungsmöglichkeiten als schwierig, teilweise als 
unzulänglich beschrieben. Oftmals fehlt es an Zeit 
für die einzelnen Jugendlichen, auch aufgrund der 
Größe der Wohngruppen. Daneben braucht es eine 
gesellschaftliche Aufwertung des Arbeitsfeldes. Die 
Beschäftigungssituation wird aufgrund eines er-
heblichen Fachkräftemangels als schwierig wahrge-
nommen. Fachkräfte-Befragungen legen nahe, zum 
Beispiel die Ausbildung zur/zum Erzieher*in stärker 
auf die Tätigkeit in den Erziehungshilfen auszurich-
ten. Zudem sind mehr bezahlte Fort- und Weiterbil-
dungsmöglichkeiten notwendig. Insgesamt muss das 
Berufsfeld attraktiver werden.

Welche konkreten Schritte und Förderungen wol-
len Ihre Partei und Ihre Unterstützer*innen in der 
nächsten Legislaturperiode zur Fachkräftegewin-
nung und Fachkräfteförderung in den Hilfen zur 
Erziehung einleiten?
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Entstigmatisierung von Erziehungshilfen

Die Erziehungshilfen bilden ein leistungsstarkes 
Hilfesystem, welches pro Jahr über 1.000.000 jun-
ge Menschen und deren Familien erreicht und die-
se unterstützt. Der Staat nimmt sich selbst in die 
Verantwortung Kinder, Jugendliche und Eltern mit 
vielfältigen ambulanten, teilstationären und statio-
nären Hilfen zu unterstützen. Das Sozialgesetzbuch 
VIII konkretisiert die Rechtsansprüche auf Hilfe. Pra-
xisorientierte Forschungen und junge Menschen wie 
Eltern zeigen jedoch auf, dass die Inanspruchnahme 
von Hilfen durch das Jugendamt zu Zuschreibun-
gen führt, die sich stigmatisierend auswirken be-
ziehungsweise als solche erlebt werden. Hilfen nach 
dem SGB VIII werden daher durch die Adressat*innen 
selbst nur wenig akzeptiert. Dies wird besonders im 
Kontext der stationären Hilfen, Wohngruppen und 
Pflegefamilien deutlich, wenn Kinder und Jugend-
liche als »Heimkind« oder »Pflegekind« kategorisiert 
werden. Auch Eltern, die Hilfen beantragen, und 
Fachkräfte berichten zum Beispiel in Beteiligungs-
werkstätten des Zukunftsforums Heimerziehung von 
Stigmatisierungserfahrungen. Die Inanspruchnahme 
sozialstaatlicher Leistungen darf nicht zum Makel 
werden und kann auch nicht im Interesse der Bun-
despolitik sein!

Was werden Sie konkret für die Entstigmatisierung 
von Erziehungshilfen unternehmen und wie wollen 
Sie das Bild der stationären Hilfen gesamtgesell-
schaftlich aufwerten?

Post-Pandemie-Strategie

Die Bewältigung der Corona-Pandemie ist für die 
Kommunen, Länder und den Bund mit enormen or-
ganisatorischen und finanziellen Herausforderungen 
verbunden.

Es bedarf einer bundesweiten Handlungsstrategie 
mit langfristigen Lösungen für die Zeit nach dem 
Abklingen der Pandemie, um Einschränkungen im 
sozialen Bereich zu vermeiden und die Hilfsange-
bote aufrechtzuerhalten, damit für alle Kinder und 
Jugendlichen gleichberechtigte Teilhabechancen ge-
schaffen werden.

Was wird Ihre Partei in der kommenden Legisla-
turperiode unternehmen, um junge Menschen in 
Folge der Corona-Pandemie außerhalb von Schule 
nachhaltig zu fördern und zu unterstützen?

Zukünftig gilt es, all diesen Fragen gemeinsam und 
im Sinne eines Qualitätsprozesses auf der Ebene von 
Bund, Land und Kommunen zu begegnen. Die Erzie-
hungshilfefachverbände werden diesen Prozess auch 
in den kommenden Jahren fundiert und aufmerksam 
begleiten – für eine kinder- und jugendgerechte Ge-
sellschaft!

31. August 2021

Kontakt

Bundesverband für Erziehungshilfe e.V. (AFET)
Dr. Koralia Sekler, sekler@afet-ev.de

Bundesverband katholischer 
Erziehungshilfeeinrichtungen e.V. (BVkE)
Stephan Hiller, stephan.hiller@caritas.de

Evangelischer Erziehungshilfeverband e.V. (EREV)
Dr. Björn Hagen, b.hagen@erev.de

Internationale Gesellschaft für Erzieherische Hilfen 
e.V. (IGfH)
Josef Koch, josef.koch@igfh.de




